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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu dem o.g. Gesetzentwurf nehmen wir im folgenden kurz Stellung: 
  
DGB und Gewerkschaften lehnen die Einführung von Studiengebühren ab. Wir sind 
der Auffassung, dass, wer studieren will, dies auch können muss, ohne dass dies 
von der jeweiligen Einkommenssituation abhängig sein darf. Gerade unter dem As-
pekt, dass insgesamt in Deutschland die Anzahl der Studierenden erhöht werden 
muss, halten wir Studiengebühren für kontraproduktiv und auch dem Ziel der Schaf-
fung von Chancengleichheit in keiner Weise dienlich.  
  
Wir bitten die Mitglieder des Bildungsausschusses, dem Gesetzentwurf nicht zuzu-
stimmen. 
  
  
  
Mit freundlichen Grüßen 
Ellen Woll 
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